
Stadt blockiert Baugrund seit 40 Jahren
Weil die Verwaltung einst um jeden Preis einen Kindergarten in ein Wohngebiet im Bielefelder Westen

bauen wollte, verwandelte sie Privatgrund in Gemeinbedarfsfläche.

Stefan Becker

¥ Bielefeld. Katrin Siekmann
kämpft um ihr Baurecht auf
dem Grundstück der Familie.
Dort in der Meindersstraße
wollten ihre Eltern bereits an-
no 1978 ein Doppelhaus er-
richten, was der ursprüngli-
che Bebauungsplan II/1/19.01
auch gestattete. Dann aber be-
schlossdiedamaligeRatsmehr-
heit eine Änderung zugunsten
eines Kindergartenbaus – und
erklärte die rund 740 Qua-
dratmeter der Familie Schulze
zur Gemeinbedarfsfläche.
Doch der vor über 40 Jahren
angeblich so dringend benö-
tigte Kindergarten wartet bis
heute auf seine Verwirkli-
chung.

In dieser Zeit haben erst die
Schulzes und später die Siek-
manns immer wieder ver-
sucht, Baurecht für ihr Fleck-
chen Erde zu bekommen – ver-
gebens. Vor drei Jahren habe
sie zwar auf ihre letzte schrift-
liche Anfrage ein Aktenzei-
chen vom Bauamt erhalten,
aber keine weitere Antwort,
sagt die Eigentümerin. Die Fa-
milie verpachtete das Grund-
stück an einen engagierten wie
talentierten Kleingärtner, des-
senRefugiumdirektandasKir-
chenareal von St. Liborius
grenzt.

Dass die katholische Ge-
meinde ihre Pfarrkirche Ende

der 50er Jahre auf dem einst
sumpfigen Gelände zwischen
Meindersstraße und Melanch-
thonstraße bauen konnte, hat-
te ebenfalls mit einem Kin-
dergarten zu tun – der eben-
falls nie gebaut wurde.

So schildert es Ursula El-
lerbrock, die Schwiegertoch-
ter des einstigen Grundbesit-
zers. Ihr Schwiegervater hätte
der Kirche damals den Bau-
grund überhaupt nur ver-
kauft, weil die Geistlichen sei-
nerzeit versprochen hätten, auf
dem Gelände einen Kinder-
garten zu bauen, erzählt sie.
Und sie berichtet von Wiesen
unter Wasser, wenn nach star-
kem Regenfall der unterir-
disch verlaufende Schlosshof-
Bach die Senke in einen klei-
nen See verwandelte.

Der moderne Kirchenbau
wuchs schnell in die Höhe,
Pfarr-undGemeindehausfolg-
ten – aber kein Kindergarten.
Wie sich später herausstellte,
soll schon damals kein Bedarf
dafür bestanden haben.

Veränderungssperre
verändert alles

Die Großeltern und Eltern
von Katrin Siekmann wohn-
ten zu der Zeit auf der gegen-
überliegenden Seite der Mein-
dersstraße. Sie betrieben im
Hinterhof ihres Hauses die Sei-

lerei Schulze und reichten 1978
den Bauantrag ein für das Flur-
stück mit der Nummer 20. Die
fertigen Pläne vom Architek-
ten Kittel lagen vor, es be-
stand ein Wegerecht über
Nachbars Grund und auch die
Kirche hatte ihre Kooperation
schriftlich mit dem Bauherrn
vereinbart, wünschte gutes Ge-
lingen.

Kostenexplosion und
suspekte Prognosen

Der eingereichte Bauantrag
aber habe erst ein Jahr lang
beim Amt gelegen, und dann
sei die verhängnisvolle Verän-
derungssperre gekommen –
der Anfang vom Ende des
Eigenheim-Traums. „Die
schon ausgehobene Baugrube
musste gleich wieder zuge-
schüttet werden“, erinnert sie
sich. Kurioserweise blieb ein
Bauprojekt für zwei Mehrfa-
milienhäuser inklusive Tiefga-
rage an der gegenübergelege-
nen, und ebenfalls im Bebau-
ungsplan befindlichen Me-
lanchthonstraße von dem Bau-
stopp ausgenommen.

Hatte dessen ursprüngliche
Version aus den 60er Jahren
noch vereinzelte Häuser auf
den Grundstücken gestattet,
kam es Ende der 70er Jahre we-
gen des geplanten Kindergar-

tens zu einem folgenreichen
Paradigmen-Wechsel: „Die
Stadt wollte etliche der priva-
ten Gärten und Grundstücke
für den Zweck enteignen“, er-
innert sich Herbert Hodske.
Der promovierte Wirtschafts-
prüfer und Anlieger der Mein-
dersstraße hätte knapp 280
Quadratmeterverloren. Er und
weitere betroffene Anwohner
klagten beim Verwaltungsge-
richt in Minden und gewan-
nen den Prozess. Die Opposi-
tion im Rat hatte schon zuvor
die städtischen Kita-Bedarfs-
Prognosen angezweifelt und
die Kostenexplosion durch
notwendige Ankäufe scharf
kritisiert: Denn nach anfäng-
lich 100.000 DM musste die
Verwaltung mit plötzlich mit
700.000DMkalkulierenfürdas
Projekt.

Die Stadt lenkte ein, be-
harrte aber auf eine verklei-
nerte Variante – bis heute. Das
Bauamt sieht den Sachverhalt
so: „Da ein Bebauungsplan
nicht nur zur kurzfristigen,
sondern auch mittel- bis lang-
fristigen Steuerung der städte-
baulichen Entwicklung dient,
gilt er ohne zeitliche Befris-
tung und ist damit geeignet,
perspektivischen (Flächen-)
Bedarfen gerecht zu werden.
Der Ausbau im Bereich Kin-
dertages-Einrichtungen ist
noch nicht abgeschlossen, so
dass sich zukünftig Bedarfe er-

geben können, die eine Nut-
zung für die Kindertagesbe-
treuung erfordern.“

Der Preis der
B-Planänderung

Die Antwort aus der Ver-
waltung legt nahe, dass die
Grundstücks-Blockade auf un-
absehbare Zeit bestehen bleibt.
In der Bezirksvertretung Mit-
te reagierte bisher nur die
CDU-Fraktion auf den Kon-
flikt:

„Sollte ein konkretes Vor-
haben an die Stadt oder die BV-
Mitte herangetragen werden,
dass der bisherigen Planung
widerspricht, so müsste man
abwägen, ob eine Planände-
rung angestrebt werden sollte
oder nicht“, sagt André Lang-
eworth. „Eine B-Planände-
rung ist teuer und aufwendig
und sollte gut überlegt und
rechtssicher begründet sein.“

„Wenn Bielefeld doch so
dringend Wohnraum benö-
tigt, warum dürfen wir dann
keinen schaffen?“, fragt Katrin
Siekmann.

Sieselbstwollesichmit ihren
59 Jahren den Stress gar nicht
mehr antun, aber die nächste
Generation habe ihre Chance
verdient. Gegenwärtig besit-
zen Mutter und Tochter einen
der kostbarsten Kleingärten
der Stadt.

Katrin Siekmann kämpft um die Bebauung ihres Grundstücks an der Meindersstraße, neben dem Kirchengelände von St. Liborius im Bielefelder Westen. Foto: Sarah Jonek

Hilfe für Kinder
gegen den Corona-Blues

Bielefelder Experten verraten, was Eltern und
Schule jetzt tun können.

Sven Hauhart

¥ Bielefeld. Die Reaktion einer
Mutter während der Veran-
staltung an der Marienschule
ließ erahnen, welchen seeli-
schen Belastungen Familien in
den zurückliegenden zwei Jah-
ren ausgesetzt waren. Eigent-
lich wollte sie eine Frage zum
Umgang mit den Folgepro-
blemen der Kontaktbeschrän-
kungenstellen.Dochmittenim
Satz stockte sie und brach in
Tränen aus.

Dass sie kein Einzelfall ist,
wurde anhand der Antworten
der eingeladenen Experten
deutlich. Zunehmende psychi-
sche Belastungen aufgrund der
Corona-Maßnahmen sind bei
Kindern ein immer größer
werdendes Problem. Die wich-
tigsten Fragen der Eltern und
die Antworten im Überblick:

´ Mein Kind war vor der Pan-
demie so fröhlich und hat nun
oft Kopfschmerzen. Sollen
wir Schmerztabletten geben?
Der Gadderbaumer Kinder-
arzt Christian Weißhaar be-
richtet, dass in seiner Praxis zu-
nehmend Kinder mit Bauch-
und Kopfschmerzen auftau-
chen. Da die Ursachen oft im
psychischen Bereich lägen, rät
Weißhaar davon ab, sofort auf
Medikamente zurückzugrei-
fen. Der Mediziner empfiehlt
zunächst das vierwöchige Füh-
ren eines Kopfschmerztage-
buchs, in dem Häufigkeit und
Schwere der Schmerzen ein-
getragen werden. Nach dieser
Zeitspanne sollten in einem
Gespräch mit dem Arzt die
Ursachen medizinisch abge-
klärt und dann bei entspre-
chendem Befund zusammen
mit einem Psychotherapeuten
angegangen werden.

´ Was sollten Eltern tun,
wenn sie denken, dass exter-
ne Unterstützung notwendig
ist?
Der Kinder- und Jugendpsy-
chotherapeut Klaus Riedel
räumt ein, dass feste Thera-
pieplätze, nicht nur bei ihm,
„Mangelware sind“. Ein soge-
nanntes Erstgespräch bieten
die Praxen aber an. In diesen
könnten oft schon Unsicher-
heiten ausgeräumt werden.
Monika Schmoldt von der Fa-
milienberatungsstelle der
AWO ergänzt: „Für alle Pro-
bleme, bei denen keine lange
Therapie erforderlich ist, ist die
Familienberatung oft die rich-
tige Wahl.“

´ Bemerkt die Marienschule
ein verändertes Verhalten der
Schüler und wie geht sie da-
mit um?
BeratungslehrerinMartinaKo-
ber berichtet von häufiger auf-
tretenden Angstzuständen und
Depressionen unter Schülern.
Viele hätten durch den Dis-
tanzunterricht vergessen, „wie
Schule eigentlich geht“. So
würden Schüler während des
Unterrichtsbeispielsweiseganz
selbstverständlich parallel am

Handy spielen und sich weni-
ger einbringen als vorher.
„Schule ist Lebensraum. Das
müssen wir den Schülern wie-
der beibringen“, sagt Kober.

´ Mein Kind hat aufgrund
der Corona-Erfahrungen
Angst, nach der Schule an
einem fremden Studienort
keinen Anschluss zu finden.
Wie kann ich ihm Mut ma-
chen, trotzdem in die Welt
hinauszugehen?
„Wir sollten nicht zu viel dar-
ansetzen, was wir uns für unse-
re Kinder wünschen“, sagt Psy-
chotherapeutKlausRiedel.Da-
her sei es wichtig, keinen Druck
aufzubauen, sondern den Kin-
dern Freiraum für eigene Ent-
scheidungen zu geben. Bera-
tungslehrerin Martina Kober
pflichtet bei: „Man sollte in
einem gemeinsamen Ge-
spräch herausfinden, was mo-
mentan der richtige Weg ist.“
Und wenn dies ein Studium in
Bielefeld oder etwas anderes ist,
würde dies Zukunftschancen
nicht verbauen. Dazu passend
ergänzt Monika Schmoldt:
„Wir registrieren bei uns ge-
rade viel mehr Anmeldungen
von Jugendlichen zu einem
freiwilligen sozialen Jahr.“

´ Wie sollen wir mit dem
Frust der Kinder umgehen,
dass sie beispielsweise nicht
feiern dürfen? Dieser wird ja
oft auch in der Familie raus-
gelassen.
Monika Schmoldt von der
AWO-Familienberatung
kennt diese Fälle aus der täg-
lichen Praxis. Sie weiß, dass die
Kombination von Home-
schooling der Kinder und Ho-
meoffice der Eltern für viele Fa-
milien „der absolute Supergau
war“. Eine Patentlösung hat sie
aber nicht. Sie empfiehlt das
Gespräch mit den Kindern zu
suchen und ihnen zu erklä-
ren, dass im kommenden Som-
mer wieder etwas mehr mög-
lich ist.

´ Mein Sohn sagte letztens
scherzhaft zu mir: „Wenn ich
die Maske abnehmen darf, ha-
be ich ja einen Schnäuzer“.
Können wir als Eltern mitt-
lerweile nicht wieder etwas ri-
sikobereiter sein, mit dem,
was wir erlauben?
Kinderarzt Christian Weiß-
haar stimmt dem auch aus me-
dizinischer Sicht zu. Nur ein
sehr geringer Prozentsatz von
Jugendlichen unter 18 Jahren
würde aufgrund einer Coro-
nainfektion im Krankenhaus
landen. Eine Impfung könne
dieses Risiko zusätzlich noch
verringern. Die zunehmende
psychische Belastung durch
Einschränkung sozialer Kon-
takte sei hingegen ein sehr
ernstzunehmendes Problem.
Mutiger zu sein, sei daher der
richtige Weg. Eine Ansicht, die
Psychotherapeut Klaus Riedel
unbedingt teilt: „Mehr Leben-
digkeit zulassen und auch mal
die Sau rauslassen, ist wich-
tig.“

Christian Weißhaar (v.l.), Monika Schmoldt, Martina Kober und
Klaus Riedel. Foto: Mike-Dennis Müller

Uni-Sporthalle steht für Flüchtlinge aus der Ukraine bereit
Platz für 160 Menschen, Studierendenwerk versorgt die Bewohner mit Essen und Trinken. Stadt, Uni und ASB involviert.

¥ Bielefeld (mönt). In der
Sporthalle der Universität wird
mindestens in den kommen-
den Monaten kein universitä-
rer Sport betrieben. Der Ort
ist frisch hergerichtet für
Flüchtlinge aus der Ukraine.
160 Menschen finden dort ma-
ximal Platz.

Die Stadt hatte die Uni ge-
fragt, die hatte sich schnell ent-
schieden: Ja, wir geben die Hal-
le her. So erzählen es Dezer-
nent Udo Witthaus von der
Stadt und Uni-Kanzler Ste-
phan Becker. Für die Studen-
ten, die dort normalerweise
Sport treiben, insbesondere die
Sportstudenten, ergeben sich
einige Änderungen.

Laut Uni-Kanzler weichen
sie entweder nach draußen aus
oder in die Sporthalle an der
Lampingstraße. „Es wird so or-
ganisiert, dass es nicht zu Stu-
dienzeitverlängerungen kom-

men wird“, verspricht Becker.
Nur der allgemeine Hoch-
schulsport muss schrumpfen.

Laut Christian Schepers, an
der Uni zuständig für das Fa-
cility-Management, wurde die
Halle in wenigen Tagen her-
gerichtet. Allein acht Tonnen
OSB-Platten seien als schüt-
zender Fußboden verlegt wor-
den. Die Fläche ist aufgeteilt
in Waben, so dass wenigstens
etwas Privatsphäre für die Fa-
milien geboten werden kann.
„Hauptsächlich kommen Fa-
milien“, bestätigt Ingo Schlot-
terbeck vom ASB. Der Arbei-
ter-Samariter-Bund betreibt
die Flüchtlingsunterkunft.

Neben den Schlafplätzen in
den einzelnenWaben mit ihren
Etagenbetten gibt es im Gym-
nastikraum direkt nebenan
einen Ort extra für Kinder. Da-
für sind bereits Spielsachen ge-
spendet worden. Und was auch

außergewöhnlich ist: Haustie-
re sind erlaubt. „Vor allem für
die Kinder der Geflüchteten
kann das wichtig sein“, sagt
Schlotterbeck.

Versorgt werden die Flücht-
linge vom Studierendenwerk,
„für die 150 Essen mehr oder
weniger kein Problem darstel-
len“, versichert Becker. Die
Unihalle bietet auch sonst gu-
te Voraussetzungen für den
neuen Zweck: Toiletten und
Duschen sind ausreichend vor-
handen, Helfer aus der Uni –
ob von den Beschäftigten oder
aus der Studentenschaft – ste-
hen bereit. Und das WLAN-
Netz wurde aufgerüstet, da-
mit die Bewohner sich mit der
Welt digital verbinden kön-
nen.

Die Uni ist außerdem laut
Kanzler darauf vorbereitet,
Studenten oder Wissenschaft-
ler aus der Ukraine zu inte-

grieren. Ihnen sollen Sprach-
kurse angeboten werden.

Der ASB wird laut Schlot-
terbeck versuchen, die Uni-
Halle möglichst moderat zu be-

legen, am liebsten nur bis ma-
ximal 150 Menschen. Doch das
hängt vor allem davon ab, wie
viele Ukrainer noch aus ihrer
Heimat flüchten werden.

Stephan Becker, Christian Schepers, Udo Witthaus und Ingo Schlot-
terbeck (v. l.) in der Uni-Sporthalle. Foto: Peter Unger
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